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gen führt auch die Teilnahme von Vertretern des Arbeits­
kollektivs an der Beratung zu den notwendigen Schluß­
folgerungen für das künftige Verhalten des betreffenden 
Werktätigen und für die erzieherische Einflußnahme des 
Kollektivs.

Die betrieblichen Gewerkschaftsleitungen werden ihrer 
Verantwortung gegenüber den Konfliktkommissionen auch 
dadurch gerecht, daß sie die regelmäßige Schulung der 
Mitglieder organisieren, ihre Tätigkeit und gesellschaft­
liche Wirksamkeit analysieren und die besten Erfahrungen 
verallgemeinern. Bei den Schulungen der KK-Mitglieder 
werden die Gewerkschaftsleitungen von den Kreisgerichten 
und der Staatsanwaltschaft unterstützt. Im Zusammenhang 
mit der Berichterstattung der Kreis- und Bezirksgerichte 
vor den örtlichen Volksvertretungen wird die Wirksamkeit 
der Rechtsprechung der Konfliktkommissionen mit einge­
schätzt. Die Konfliktkommissionen berichten vor der 
Betriebsgewerkschaftsleitung über ihre Tätigkeit, insbeson­
dere über die Wirksamkeit der Rechtsprechung. Das ver­
setzt die Gewerkschaftsleitungen in die Lage, ihrer Ver­
antwortung zur Anleitung und Unterstützung der Kon­
fliktkommissionen besser nachzukommen, deren Tätigkeit 
und Wirksamkeit zu analysieren und die besten Erfahrun­
gen zu verallgemeinern. Die Mitglieder der Konflikt­
kommissionen informieren auch regelmäßig die Betriebs­
leiter und die leitenden Mitarbeiter der Betriebe über 
Erfahrungen aus ihrer Tätigkeit. Die gründliche Auswer­
tung dieser Informationen trägt- dazu bei, die Leitungs­
tätigkeit in den Betrieben zu verbessern und Rechts­
verletzungen vorzubeugen.

Schiedskommissionen und örtliche Volksvertretungen 
sowie Ausschüsse der Nationalen Front

Die Zusammenarbeit der Schiedskommissionen mit den 
zuständigen örtlichen Volksvertretungen und ihren Räten 
ist ein notwendiger Bestandteil der Festigung der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit entsprechend den Anforderungen und 
den konkreten Bedingungen im Territorium.4 Die Volks­
vertretungen und ihre Räte in den Stadtbezirken, Städten 
und Gemeinden unterstützen die Schiedskommissionen 
gemäß § 17 GGG bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zur 
Vorbeugung und Zurückdrängung von Rechtsverletzungen 
und Rechtsstreitigkeiten. Sie nehmen Berichte von 
Schiedskommissionen entgegen, werten ihre Erfahrungen 
aus und nutzen sie zur Bekämpfung und Vorbeugung von 
Straftaten und anderen Rechtsverletzungen. Die Schieds­
kommissionen werden über Probleme der Entwicklung des 
gesellschaftlichen Lebens in ihrem Verantwortungsbereich 
informiert. Die Berichte der Schiedskommissionen vermit­
teln den Volksvertretungen und ihren Räten Erfahrungen 
aus der Arbeit der Schiedskommissionen, insbesondere 
darüber, wie im Territorium Gesetzlichkeit, Ordnung und 
Sicherheit besser gewährleistet und die sozialistischen Be­
ziehungen im Zusammenleben der Bürger weiter ausge­
prägt werden können.

Ausgehend von den Schwerpunkten ihrer Tätigkeit, 
informieren die Schiedskommissionen die Abgeordneten 
über ihre Rechtsprechung und die damit verbundene Vor­
beugung von Rechtsverletzungen. Daraus ergeben sich für 
die Volksvertretungen und ihre Organe Anregungen zur 
Arbeit in den Wofingebieten, so u. a. zur besseren Gestal­
tung des Zusammenlebens der Bürger in den Haus- und 
Wohngemeinschaften (z. B. Bildung von Hausgemeinschaf­
ten und die aktive Unterstützung ihrer Arbeit), aber auch 
zur wirksamen Vorbeugung und Bekämpfung von Eigen­
tumsstraftaten und -Verfehlungen. Gegenstand gemeinsa­
mer Beratungen ist auch die bessere Nutzung der Möglich­
keiten kollektiver erzieherischer Einflußnahme der 
Schiedskommissionen bei der Überwindung von Rechts­
verletzungen Jugendlicher und bei der Durchsetzung der 
Stadt- und Gemeindeordnungen.5 >

Der Direktor des Kreisgerichts und der bei ihm gebil­

dete Beirat für Schiedskommissionen werten die einzelnen 
Berichte der Schiedskommissionen aus und lassen die dar­
aus gewonnenen Erkenntnisse zur gesellschaftlichen Wirk­
samkeit der Rechtsprechung in die Berichterstattung des 
Kreisgerichts an die zuständige örtliche Volksvertretung 
einfließen, um sie für Schlußfolgerungen in der staatlichen 
Leitungstätigkeit, darunter für langfristige Orientierungen, 
zu nutzem

Entsprechend den in § 19 GGG gestellten Aufgaben 
kommt auch der Zusammenarbeit zwischen den Schieds­
kommissionen und den Ausschüssen der Nationalen Front 
eine besondere Bedeutung zu. Ihr Ziel besteht darin, sozia­
listische Beziehungen zwischen den Bürgern in den Wohn­
gebieten der Städte und in den Gemeinden gestalten, 
sozialistische Persönlichkeiten formen zu helfen und das 
Gemeinschaftsleben der Bürger im Wohngebiet und in den 
Hausgemeinschaften zu fördern. Dazu tragen auch die 
Rechtsprechung und die damit verbundene vorbeugende 
Tätigkeit der Schiedskommissionen bei, deren Wirksam­
keit durch das sich in vielfältigen Formen vollziehende 
Zusammenwirken mit den Ausschüssen der Nationalen 
Front verstärkt wird.6 Die gegenseitige zielgerichtete Infor­
mation und der Erfahrungsaustausch über Arbeitsergeb­
nisse versetzen einerseits die Schiedskommissionen in die 
Lage, in ihrer Arbeit die Situation im Territorium und die 
Entwicklung des Zusammenlebens der Bürger in den 
Haus- und Wohngemeinschaften zu berücksichtigen. Sie 
bieten andererseits den Ausschüssen der Nationalen Front 
über ihr Wirken in der Wahlbewegung hinaus die Mög­
lichkeit, Probleme von Rechtsverletzungen und Rechts­
streitigkeiten bzw. Ergebnisse der Beratungen und der 
Erziehung von Rechtsverletzern sowie Feststellungen über 
Ursachen und Bedingungen von Störungen des Zusammen­
lebens in den Hausgemeinschaften und im Wohngebiet für 
die massenpolitische Überzeugungsarbeit besser zu nutzen.7 
Das ist zugleich auch für die Arbeit der bei den Ausschüs­
sen der Nationalen Front bestehenden Aktivs für Ordnung 
und Sicherheit auswertbar.

* '

Die Verwirklichung der einheitlichen sozialistischen Staats­
politik erfordert die breite Entfaltung der sozialistischen 
Demokratie und die konsequente Durchsetzung der sozia­
listischen Gesetzlichkeit auf allen Ebenen und in jedem 
Bereich. Das Zusammenwirken der Gewerkschaften mit 
den Konfliktkommissionen in den Betrieben, staatlichen 
Organen und Einrichtungen sowie der örtlichen Volksver­
tretungen und ihrer Räte mit den Schiedskommissionen 
dient der Lösung der gesamtgesellschaftlichen Aufgabe, die 
sozialistische Gesetzlichkeit zu festigen. Die sozialistische 
Gesetzlichkeit wird arbeitsteilig und im Zusammenwirken 
aller Verantwortung tragenden Organe, Organisationen 
und Betriebe durchgesetzt. Diesen Verfassungsauftrag hat 
jedes Organ, jede Organisation und jeder Betrieb im 
Rahmen seiner Kompetenz zu erfüllen. Aus der Gesamt­
heit der rechtlich geregelten Aufgaben, Rechte und Pflich­
ten zur Gewährleistung der sozialistischen Gesetzlichkeit 
folgt auch der notwendige Inhalt ihrer Zusammenarbeit 
mit den gesellschaftlichen Gerichten. 1 2 3 4 5 6 7
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